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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 SB 196/97
Datum 11.01.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 SB 13/00
Datum 20.10.2000

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 11. Januar 2000
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe des Merkzeichens "G" nach dem
Schwerbehindertengesetz (SchwbG) wegen einer erheblichen BeeintrÃ¤chtigung
der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr.

Der am â�¦ geborene KlÃ¤ger beantragte am 26.08.1993 bei dem Beklagten,
Feststellungen nach dem SchwbG zu treffen. Als GesundheitsstÃ¶rungen gab er
dabei "Epilepsie" an. Der Beklagte zog Befundberichte von Dipl.-Med. Sch â�¦ auf
neurologischem Fachgebiet bei und stellte mit bestandskrÃ¤ftig gewordenen
Bescheid vom 03.03.1994 eine Behinderung mit einem Grad der Behinderung (GdB)
von 50 unter BerÃ¼cksichtigung eines "Anfallsleidens" als FunktionsstÃ¶rung fest
(dort und auch im Folgenden als "Behinderungen" bezeichnet).
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Im Mai 1994 beantragte der KlÃ¤ger unter Vorlegung eines Attestes von Dipl.-Med.
Sch â�¦ die Zuerkennung des Merkzeichens "G", da sich sein Krankheitsbild
verschlimmert habe. Nachdem der Beklagte erneut einen Befundbericht von
Dipl.-Med. Sch â�¦ auf neurologischem Fachgebiet beigezogen hatte, stellte er mit
Ã�nderungsbescheid vom 27.09.1994 eine Behinderung mit einem GdB von 60
unter BerÃ¼cksichtigung eines "Anfallsleidens" als FunktionsstÃ¶rung fest.
DemgegenÃ¼ber wurde die Zuerkennung des Merkzeichens "G" abgelehnt. Gegen
diesen Bescheid legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 17.10.1994 Widerspruch ein,
mit dem er sich gegen die Nichtzuerkennung des Merkzeichens "G" wandte. Sein
Anfallsleiden ziehe die verschiedensten nachteiligen BeeintrÃ¤chtigungen im
gesamten Leben nach sich. So dÃ¼rfe er z. B. keinen FÃ¼hrerschein erwerben und
einen Pkw fahren. Jede Strecke mÃ¼sse er deshalb mit einem Ã¶ffentlichen
Verkehrsmittel zurÃ¼cklegen, was heutzutage teurer als die Benutzung eines Pkw
sei. Mit bestandskrÃ¤ftig gewordenen Widerspruchsbescheid vom 08.08.1995 wies
der Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ck.

Der KlÃ¤ger stellte am 22.10.1996 erneut einen Antrag bei dem Beklagten auf
ErhÃ¶hung des GdB und Zuerkennung der Merkzeichen "G" und "RF". Die
Begleiterscheinungen seiner Epilepsie hÃ¤tten sich verschlimmert. Hinzugekommen
seien Kniegelenksbeschwerden. Nach Beiziehung eines Befundberichts von
Dipl.-Med. Sch â�¦ auf neurologischem Fachgebiet und von Dipl.-Med. R â�¦ auf
allgemeinmedizinischem Fachgebiet wies der Beklagte den Antrag mit Bescheid
vom 23.01.1997 zurÃ¼ck. Weder hÃ¤tten sich seine festgestellten
GesundheitsstÃ¶rungen verschlimmert noch lÃ¤gen weiteren
GesundheitsstÃ¶rungen vor, die eine FunktionsbeeintrÃ¤chtigung bewirkten. Auch
erfÃ¼lle der KlÃ¤ger nicht die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe
der Merkzeichen "RF" und "G". Mit seinem Widerspruch vom 18.02.1997 fÃ¼hrte
der KlÃ¤ger aus, dass bei ihm Kniegelenksbeschwerden neu aufgetreten seien und
sich sein psychischer Zustand als sekundÃ¤re Folge der Epilepsie verschlechtert
habe. Auch war der KlÃ¤ger der Ansicht, die Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe des
Merkzeichens "G" zu erfÃ¼llen.

Der Beklagte zog einen Befundbericht von Dipl. Med. B â�¦ auf orthopÃ¤dischem
Fachgebeit und von Dipl.-Med. Sch â�¦ auf neurologischem Fachgebiet bei und
stellte mit Ã�nderungsbescheid vom 14.07.1997 eine Behinderung mit einem GdB
von 70 unter BerÃ¼cksichtigung folgender FunktionsstÃ¶rungen fest:
"Anfallsleiden, seelische StÃ¶rung, Funktionsbe hinderung im Kniegelenk rechts".
Die Zuerkennung von Merkzeichen wurde abgelehnt. Im Ã�brigen wies der Beklagte
mit Widerspruchsbescheid vom 15.08.1997 (Bl. 68 VA) den Widerspruch des
KlÃ¤gers hinsichtlich der Zuerkennung des Merkzeichens "G" zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 29.08.1997 Klage beim Sozialgericht Chemnitz (SG)
erhoben, mit der er sein Begehren hinsichtlich der Zuerkennung des Merkzeichens
"G" weiterverfolgt hat. Sein Anfallsleiden ziehe eine seelische StÃ¶rung nach sich;
die MÃ¶glichkeit, dass es zu einem Anfall komme, bestehe immer. Bei ihm lÃ¤gen
AnfÃ¤lle mittlerer HÃ¤ufigkeit vor, welche nach den "Anhaltspunkten" die
Zuerkennung des Merkzeichens "G" rechtfertigten.
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Das SG hat zur KlÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts Befundberichte von
Dipl.-Med. Schuster auf neurologisch-psychiatrischen Fachgebiet, von Dipl.-Med. R
â�¦ auf allgemeinmedizinischem Fachgebiet und von Dipl.-Med. B â�¦ auf
orthopÃ¤dischem Fachgebiet beigezogen. Ferner hat das SG schriftliche
Zeugenaussagen von Herrn Josef K., von Frau Hanna K. und Herrn Andreas E.
beigezogen. Darin ist ausgefÃ¼hrt, der gegenwÃ¤rtige Kontakt zu dem KlÃ¤ger sei
Ã¤uÃ�erst sporadisch; das gelegentliche Auftreten von epileptischen AnfÃ¤llen bei
dem KlÃ¤ger sei aus Berichten von damaligen Arbeitskollegen bekannt. Im
Schreiben des Andreas E. wird mitgeteilt, er verbringe keine Zeit mit dem KlÃ¤ger
mehr; die letzten AnfÃ¤lle habe er einmal 1972 oder 1973 bemerkt; ihm sei
bekannt, dass der KlÃ¤ger zur damaligen Zeit einen Schwerbehindertenausweis
wegen epileptischer AnfÃ¤lle gehabt habe.

Das SG hat ferner Beweis erhoben durch Einholung eines neurologischen
Gutachtens von Privatdozenten Dr. B â�¦; der SachverstÃ¤ndige hat
zusammenfassend festgestellt, dass dem KlÃ¤ger eine Strecke von etwa 10 km
zugemutet werden kÃ¶nne, was einer Wanderdauer von etwa 2 1/2 Std. entspreche.
Eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung des GehvermÃ¶gens sei auf keinen Fall zu
erkennen. Die Kniegelenksbefunde rechtfertigten keinesfalls einen GdB von 50. Der
KlÃ¤ger habe seit 3 1/2 Jahren keine grÃ¶Ã�eren AnfÃ¤lle mehr gehabt (der letzte
Krampfanfall datiere vom Mai 1995 und der vorletzte Krampfanfall vom September
1986; auf das Gutachten im Ã�brigen (Bl. 94 ff. SG-Akte) wird Bezug genommen.

Das SG hat auf mÃ¼ndliche Verhandlung mit Urteil vom 11.01.2000 die Klage
abgewiesen. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf Zuerkennung des Merkzeichens
"G" nach Â§ 60 Abs. 1 Satz 1 und Â§ 59 Abs. 1 SchwbG. Danach hÃ¤tten Anspruch
auf BefÃ¶rderung im Ã¶ffentlichen Personennahverkehr Schwerbehinderte, wenn
sie infolge einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens, infolge von AnfÃ¤llen oder
von StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten
oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder fÃ¼r andere im Ortsverkehr Wegstrecken
zurÃ¼cklegen kÃ¶nnten, die Ã¼blicherweise zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden
kÃ¶nnten. Hierunter verstehe man 2 km in 30 Gehminuten. Bei hirnorganischen
AnfÃ¤llen sei die Beurteilung von der Art und HÃ¤ufigkeit der AnfÃ¤lle sowie von
der Tageszeit des Auftretens abhÃ¤ngig. Im Allgemeinen sei auf eine erhebliche
BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit erst ab einer mittleren
AnfallshÃ¤ufigkeit zu schlieÃ�en, wenn die AnfÃ¤lle Ã¼berwiegend am Tage
auftrÃ¤ten. Nach den maÃ�geblichen "Anhaltspunkten" kÃ¶nne von einer mittleren
HÃ¤ufigkeit epileptischer AnfÃ¤lle mit einem GdB von 60 bis 80 gesprochen
werden, wenn generalisiert (groÃ�e) und komplex-fokale AnfÃ¤lle mit Pausen von
Wochen bzw. kleine und einfach-fokale AnfÃ¤lle mit Pausen von Tagen auftrÃ¤ten.
Der Einzel-GdB fÃ¼r die epileptischen AnfÃ¤lle betrage nach wie vor 60. Die
ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB auf 70 beruhe auf einer Anerkennung weiterer
Behinderungen, nÃ¤mlich der Funktionsbehinderung im Kniegelenk mit einem
Einzel-GdB von 10 und einer Dysthymie mit einem Einzel-GdB von 20. Der KlÃ¤ger
sei in der Lage, Wanderungen bis zu 10 km zu unternehmen. Schon hierdurch sei er
nicht erheblich gehbehindert. Er sei in seiner BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr auch nicht erheblich beeintrÃ¤chtigt, denn die bei ihm
auftretenden kurzfristigen Absencen fÃ¼hrten selbst dann nicht zu einer

                             3 / 11



 

VerkehrsgefÃ¤hrdung, wenn sie, wie der KlÃ¤ger vortrage, bis zu 15mal am Tage
auftrÃ¤ten. FÃ¼r die Annahme einer erheblichen Gehbehinderung aufgrund eines
Anfallsleidens genÃ¼ge es nicht einmal, dass jederzeit mit der MÃ¶glichkeit eines
Anfalls gerechnet werden mÃ¼sse; das Gesetz verlange vielmehr die tatsÃ¤chliche
Feststellung einer dauerhaften EinschrÃ¤nkung und nicht nur die theoretische und
ggf. sogar wenig wahrscheinliche MÃ¶glichkeit ihres jederzeitigen Eintretens in
Form eines Notfalls.

Gegen das mit eingeschriebenen Brief vom 25.01.2000 zugestellte Urteil richtet sich
die am 22.02.2000 eingelegte Berufung des KlÃ¤ger. Bei dem KlÃ¤ger lÃ¤ge ein
Anfallsleiden mittlerer HÃ¤ufigkeit vor, welches die Zuerkennung des Merkzeichens
"G" rechtfertige. Es genÃ¼ge, wenn der KlÃ¤ger wegen seines Anfallsleidens sein
Verhalten nicht mehr steuern kÃ¶nne, so dass seine GefÃ¤hrdung bzw. die anderer
Verkehrsteilnehmer nicht ausgeschlossen werden kÃ¶nne. In Augenblicken der
Absencen sei eine Unfallgefahr erheblich.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 11.01.2000 aufzuheben und den
Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 23.01.1997 in der Fassung des
Teilabhilfebescheides vom 14.07.1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 15.08.1997 zu verurteilen, bei ihm die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r
die Vergabe des Merkzeichens "G" festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat zur KlÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts Befundberichte von
Dipl.-Med. B â�¦ auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet und von Dipl.-Med. Sch â�¦ auf
neurologischem Fachgebiet beigezogen. Dipl.-Med. B â�¦ teilt mit, dass die bei dem
KlÃ¤ger vorliegenden orthopÃ¤dischen GesundheitsstÃ¶rungen der unteren
GliedmaÃ�e und/oder der LendenwirbelsÃ¤ule hinsichtlich ihrer
Funktionsbehinderung insgesamt eine Gleichstellung mit einer HÃ¼ft-, Knie- oder
FuÃ�gelenkversteifung in ungÃ¼nstiger Stellung nicht rechtfertigten. Dipl.-Med. Sch
â�¦ bekundet, dass bei dem KlÃ¤ger Grand-mal-AnfÃ¤lle seltener HÃ¤ufigkeit mit
Pausen von Monaten vorlÃ¤gen; hinsichtlich der Absencen lÃ¤gen AnfÃ¤lle mittlerer
HÃ¤ufigkeit mit Pausen von Tagen vor. Der KlÃ¤ger traue sich wegen mÃ¶glicher
Anfallsrezidive nicht einen Weg von 2 km zu. Auf die Befundberichte im Ã�brigen
(Bl. 32 ff. und 37 ff. LSG-Akte) wird Bezug genommen.

Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sach- und Streitstand wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen und der Schwerbehindertenakte Bezug
genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz
â�� SGG) ist zulÃ¤ssig, in der Sache aber unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die
Klage abgewiesen. Die angefochtenen Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen
den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Der KlÃ¤ger hat
keinen Anspruch auf Zuerkennung des Merkzeichens "G".

GemÃ¤Ã� Â§ 4 Abs. 1 des "Gesetzes zur Sicherung der Eingliederung
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft (Schwerbehindertengesetz
-SchwbG)" in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 1986 (BGBl. I S.
1421, ber. 1550) stellt der fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndige Beklagte das Vorliegen einer Behinderung
und den Grad der Behinderung fest. Nach Â§ 3 Abs. 1 SchwbG sind als Behinderung
die Auswirkung einer nicht nur vorÃ¼bergehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigung, die
auf einem regelwidrigen kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen Zustand beruht,
zu verstehen. Regelwidrig ist der Zustand, der von dem fÃ¼r das Lebensalter
typischen abweicht. Als nicht nur vorÃ¼bergehend gilt ein Zeitraum von mehr als
sechs Monaten. Bei mehreren, sich gegenseitig beeinflussenden
FuntionsbeeintrÃ¤chtigungen, ist deren Gesamtauswirkung maÃ�geblich.

Der Beklagte hat dabei â�� entgegen der bisherigen Praxis â�� im
VerfÃ¼gungssatz eines Bescheides nach Â§ 4 Abs. 1 Satz 1 SchwbG nur das
Vorliegen einer (unbenannten) Behinderung und den Grad der Behinderung
festzustellen. Die dieser Feststellung im Einzelfall zugrunde liegenden
GesundheitsstÃ¶rungen, die daraus folgenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen und
deren Auswirkung sind demgegenÃ¼ber lediglich in der BegrÃ¼ndung des
Verwaltungsaktes anzugeben (Urteile des BSG vom 24.06.1998, Az.: B 9 SB 18/97 R
; B 9 SB 20/97 R; B 9 SB 1/98 R; B 9 SB 17/97 R).

Nach Â§ 3 Abs. 2 SchwbG ist die Auswirkung der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung als
Grad der Behinderung, nach Zehnergraden abgestuft, von 20 bis 100 festzustellen.
FÃ¼r den GdB gelten die im Rahmen des Â§ 30 Abs. 1 Bundesversorgungsgesetz
(BVG) normierten MaÃ�stÃ¤be entsprechend. FÃ¼r die Beurteilung kommt es
darauf an, in welchem AusmaÃ� die aus einer GesundheitsstÃ¶rung
hervorgehenden BeeintrÃ¤chtigungen den Betroffenen in Arbeit, Beruf und
Gesellschaft behindern. Dabei sind einerseits zwar berufliche BeeintrÃ¤chtigungen,
andererseits aber auch EinschrÃ¤nkungen bei der AusÃ¼bung von TÃ¤tigkeiten im
Haushalt oder in der Freizeit zu berÃ¼cksichtigen. Denn das SchwbG gilt
gleichermaÃ�en fÃ¼r BerufstÃ¤tige wie auch fÃ¼r NichtberufstÃ¤tige. Grundlage
fÃ¼r die inhaltliche Bemessung und den Umfang einer Behinderung sowie die
konkrete Bestimmung des GdB sind im Hinblick auf die Gleichbehandlung aller
Schwerbehinderten die "Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im
sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz"
(Anhaltspunkte), die der Bundesminister fÃ¼r Arbeit und Soziales herausgegeben
hat. Die Rechtsprechung der Sozialgerichte erkennt die Anhaltspunkte umfassend
als eine der Entscheidungsfindung dienende Grundlage der Erkenntnisse der
medizinischen Wissenschaft zur Bemessung sowohl des Umfangs als auch der
Schwere der BeeintrÃ¤chtigung an; denn in den Anhaltspunkten ist der
medizinische Kenntnisstand fÃ¼r die Beurteilung von Behinderungen jeweils
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aktualisiert wiedergegeben und ermÃ¶glicht auf diese Weise eine nachvollziehbare,
dem medizinischen Kenntnisstand entsprechende Rechtsprechung sowohl
hinsichtlich des Umfangs als auch der Schwere der BeeintrÃ¤chtigungen, die dem
Gleichbehandlungsgrundsatz genÃ¼gt. Eine Abweichung von den Anhaltspunkten
kann daher nur in medizinisch begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen in Betracht
kommen. Ansonsten ist es nicht zulÃ¤ssig, eine vom Gutachter festgestellte
Behinderung mit einem GdB-Wert zu bemessen, der nicht im Einklang mit den
Richtlinien der Anhaltspunkte steht. Das Bundessozialgericht hat mehrfach die
Bedeutung der Anhaltspunkte auch fÃ¼r das Gerichtsverfahren herausgestellt und
den Anhaltspunkten den Charakter antizipierter SachverstÃ¤ndigengutachten
beigemessen (vgl. insoweit BSG SozR 3-3870 Â§ 4 SchwbG Nr. 1, 5 und 6). Der
Senat hat keine Bedenken, die Anhaltspunkte seiner Entscheidung zugrunde zu
legen.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt nicht die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe
des Merkzeichens "G". Der KlÃ¤ger ist i. S. d. gesetzlichen Vorschriften nicht
erheblich gehbehindert (Â§Â§ 4 Abs. 4, 59 Abs. 1, 60 Abs. 1 SchwbG; Â§Â§ 1 Abs. 4,
3 Abs. 2 der "4. VO zur DurchfÃ¼hrung des Schwerbehindertengesetzes" i. V. m.
Ziff. 30 der Anhaltspunkte).

Nach den o. g. Vorschriften ist in seiner BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr
erheblich beeintrÃ¤chtigt, wer infolge einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens
nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder
andere, Wegstrecken im Ortsverkehr zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise
zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden. Dies betrifft solche Entfernungen, fÃ¼r deren
Ã�berwindung normalerweise weder ein Ã¶ffentliches noch ein privates
Verkehrsmittel in Anspruch genommen wird. Die Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts, auf die sich der Senat bezieht, hat insoweit den
unbestimmten Rechtsbegriff der "Ã¼blichen Wegstrecke" konkretisiert; danach
betrÃ¤gt bei den derzeitigen VerhÃ¤ltnissen die Ã¼blicherweise im Ortsverkehr zu
FuÃ� zurÃ¼ckgelegte Strecke zwei Kilometer bei einer FuÃ�wegdauer von 30
Minuten (vgl. BSG, Urteil vom 10.12.1987, Az.: 9a RVs 11/87 m. w. N.; vgl. Urteil
vom 12.12.1996, Az: 9 BVs 28/95). Dabei kommt es weder auf die FÃ¤higkeit an,
extreme WegverhÃ¤ltnisse zu bewÃ¤ltigen, noch darauf, ob die Gehstrecke von
2.000 Meter in 30 Minuten schmerzfrei zurÃ¼ckgelegt werden kann. Zumutbar sind
auch technischen Hilfsmittel wie ein Gehstock oder orthopÃ¤disches Schuhwerk. Die
Grenze ist jedoch dort zu ziehen, wo der Behinderte diese Wegstrecke nur noch
unter unzumutbaren starken Schmerzen zurÃ¼cklegen kÃ¶nnte (vgl.
Willrodt/Neumann, Schwerbehindertengesetz, 7. Aufl., Â§ 60 Rd.-Ziff. 4).

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt diese Voraussetzungen nicht. Dies steht zur Ã�berzeugung des
Senats nach dem Ergebnis der vom SG durchgefÃ¼hrten Beweisaufnahmen und der
beigezogenen medizinischen Unterlagen fest.

Hinsichtlich der Frage der zumutbaren Wegstrecke fÃ¼hrt der SachverstÃ¤ndige
aus, dass der KlÃ¤ger â�� auch nach seinen eigenen Angaben â�� durchaus eine
Strecke von etwa 10 km zurÃ¼cklegen kÃ¶nne, was eine Wanderdauer von etwa 2
1/2 Stunden entspreche; diese Strecke mag kÃ¼rzer werden, wenn der KlÃ¤ger mit
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Beuteln und Taschen bepackt vom Einkauf oder einer anderen Besorgung nach
Hause kommt. Aber eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung des GehvermÃ¶gens sei auf
keinen Fall bei ihm zu erkennen. Der KlÃ¤ger habe auch nirgends behauptet, die
nÃ¤chstgelegene Bus- oder Bahnstation nicht zu FuÃ� erreichen zu kÃ¶nnen.

Der Senat schlieÃ�t sich diesen AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen an. Das
Gutachten ist in der Erhebung der Befunde, in der wÃ¼rdigenden Bewertung der
Vorgeschichte und der bereits erhobenen Befunde sowie in der Beantwortung der
Beweisfragen sorgfÃ¤ltig und sachkundig erstellt und somit Ã¼berzeugend. Danach
ist der KlÃ¤ger auch unter BerÃ¼cksichtigung seines Anfallsleidens objektiv
durchaus in der Lage, eine Wegstrecke von mehr als 2.000 Metern in 30 Minuten zu
FuÃ� zurÃ¼ckzulegen. Soweit demgegenÃ¼ber Dipl.-Med. Sch â�¦ in ihrem
Befundbericht ausfÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger sich wegen eines mÃ¶glichen
Anfallsrezidivs einen Weg von 2 km nicht zutraue, rechtfertigt dies die Zuerkennung
des Merkzeichens "G" nicht. Denn wie sich aus den AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen ergibt, ist der KlÃ¤ger objektiv durchaus in der Lage, die
vorgenannte Wegstrecke zu FuÃ� in der vorgegebenen Zeit zurÃ¼ckzulegen. Dies
ist aber allein fÃ¼r die PrÃ¼fung der Frage, ob die Voraussetzungen fÃ¼r die
Vergabe des Merkzeichens "G" vorliegen, maÃ�geblich. DemgegenÃ¼ber treten
subjektive Ã�ngste, die im objektiven kÃ¶rperlichen Befund nicht bestÃ¤tigt werden
kÃ¶nnen, zurÃ¼ck.

Der KlÃ¤ger hat darÃ¼ber hinaus aber auch aus anderen GrÃ¼nden keinen
Anspruch auf die Zuerkennung des Merkzeichens "G". Denn zusÃ¤tzlich zu der
Frage, ob ortsÃ¼bliche Wegstrecken im vorbenannten Sinne zurÃ¼ckgelegt werden
kÃ¶nnen â�� was bei dem KlÃ¤ger zu bejahen ist -, mÃ¼ssen neben dieser
"Ortskomponente" weiterhin fÃ¼r die Vergabe des Merkzeichens "G" in
medizinischer Hinsicht die speziellen Voraussetzungen erfÃ¼llt sein, wie sie in Ziff.
30 Abs. 3 bis 5 der Anhaltspunkte (S. 166) genannt sind.

Denn insoweit nennen die Anhaltspunkte RegelfÃ¤lle, in denen die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r den Nachteilsausgleich "G" als erfÃ¼llt anzusehen sind. Die
Anhaltspunkte bestimmen darÃ¼ber hinaus auch den MaÃ�stab, nach dem im
Einzelfall zu beurteilen ist, ob dort nicht genannte Behinderungen die
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigen (vgl. BSG,
Urteil vom 13.08.1997, Az.: 9 RVs 1/96). Sinn der Anhaltspunkte als
VergleichsmaÃ�stab ist, diejenigen Behinderungen herauszufiltern, aufgrund deren
zwar auch nicht 2.000 Meter innerhalb von 30 Minuten zurÃ¼ckgelegt werden
kÃ¶nnen, die aber die BewegungsfÃ¤higkeit des Behinderten im StraÃ�enverkehr
nicht infolge einer behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens
beeintrÃ¤chtigt. Insoweit geben die Anhaltspunkte als antizipiertes
SachverstÃ¤ndigengutachten (vgl. BSG, Urteil v. 23.06.1993 â�� 9/9a RVs 1/91 â��
in: BSGE 72, 285 [286]) auch an, welche FunktionsstÃ¶rungen in welcher
AusprÃ¤gung vorliegen mÃ¼ssen, bevor angenommmen werden kann, dass ein
Behinderter infolge einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens "in seiner
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt ist".

Diese Kriterien der Anhaltspunkte fÃ¼r die Vergabe des Merkzeichens "G" werden
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vom KlÃ¤ger nicht erfÃ¼llt. GemÃ¤Ã� Ziff. 30 Abs. 3 der Anhaltspunkte (S. 166) ist
fÃ¼r die Bejahung des Merkzeichens "G" nÃ¤mlich erforderlich, dass bei dem
KlÃ¤ger sich auf die GehfÃ¤higkeit auswirkende FunktionsstÃ¶rungen der unteren
GliedmaÃ�en bzw. LendenwirbelsÃ¤ule vorliegen, die fÃ¼r sich einen GdB von
wenigstens 50 bedingen. Dies trifft auf den KlÃ¤ger nicht zu.

Nach der von Dipl.-Med. B â�¦ auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet mitgeteilten
Diagnose leidet der KlÃ¤ger an einer Gonarthrose des rechten Kniegelenks. Nach
den ebenfalls von Dipl.-Med. B â�¦ mitgeteilten WinkelmaÃ�en nach der Neutral-Null-
Methode betrÃ¤gt die Kniegelenksbeweglichkeit im Bereich der Extension/Flexion
bds. 0/0/140-Grad. Dies entspricht letztlich den Werten eines gesunden
Kniegelenkes, welches insoweit WinkelmaÃ�e von 0/0/120-150 aufweist (vgl. Ziff. 8
der AHP, S. 15). Nach Ziff. 26.18 der AHP (S. 151) kÃ¶nnen Feststellungen fÃ¼r
Funktionsbehinderungen der Kniegelenke jedoch erst bei einer
BewegungseinschrÃ¤nkung geringen Grades (z. B. Extension/Flexion bis zu 0/10/90
mit entsprechenden EinschrÃ¤nkungen der Dreh- und SpreizfÃ¤higkeit) erfolgen;
diese Werte erreicht der KlÃ¤ger noch nicht. Insoweit liegen somit bei dem KlÃ¤ger
keine pathologischen Werte der Kniegelenksbeweglichkeit vor, so dass hinsichtlich
der unteren ExtremitÃ¤ten jedenfalls kein GdB von wenigsten 50 angemessen ist.
BestÃ¤tigt wird dies im Ergebnis auch durch den SachverstÃ¤ndigen, der in seinem
Gutachten insoweit ebenfalls ausfÃ¼hrt, dass fÃ¼r sich allein genommen aus den
Kniebefunden keinesfalls ein GdB von 50 und auch kein GdB von 40 resultiere.

Auch werden von dem KlÃ¤ger die in Ziff. 30 Abs. 3 Satz 2 der AHP weiter
dargelegten Vorgaben fÃ¼r die Vergabe des Merkzeichens "G" nicht erfÃ¼llt.
Danach kÃ¶nnen bei einem niedrigeren GdB an den unteren GliedmaÃ�en als 50
die Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe des Merkzeichens "G" dann angenommen
werden, wenn sich die Behinderung auf die GehfÃ¤higkeit besonders auswirkt. Dies
ist etwa mÃ¶glich bei Versteifung des HÃ¼ft-, Knie- oder FuÃ�gelenkes in
ungÃ¼nstiger Stellung oder bei einer arteriellen Verschlusskrankheit mit einem GdB
von 40. Auch diese Voraussetzungen werden von dem KlÃ¤ger nicht erfÃ¼llt. Auf
Nachfrage des Senats hat Dipl.-Med. B â�¦ ausdrÃ¼cklich ausgefÃ¼hrt, dass die bei
dem KlÃ¤ger vorliegenden orthopÃ¤dischen GesundheitsstÃ¶rungen der unteren
GliedmaÃ�e oder LendenwirbelsÃ¤ule hinsichtlich ihrer Funktionsbehinderung
insgesamt eine Gleichstellung einer HÃ¼ft-, Knie- oder FuÃ�gelenksversteifung in
ungÃ¼nstiger Stellung nicht zu rechtfertigen vermÃ¶gen.

SchlieÃ�lich rechtfertigt auch das bei dem KlÃ¤ger vorliegende epileptische
Anfallsleiden nicht die Zuerkennung des Merkzeichens "G". Dies steht zur
Ã�berzeugung des Senats ebenfalls nach dem Ergebnis der durchgefÃ¼hrten
Beweisaufnahme fest.

Der SachverstÃ¤ndige kommt auf der Grundlage der von ihm erhobenen Befunde zu
der Diagnose, dass bei dem KlÃ¤ger seit seiner Kindheit eine "primÃ¤r
generalisierte Epilepsie mit tonisch-klonischen AnfÃ¤llen von Aufwachtyp, Absencen
und ImpulsivanfÃ¤llen" bestehe. Dies heiÃ�e, dass bei dem KlÃ¤ger ein
anlagebedingtes erbliches epileptisches Leiden mit groÃ�en und kleinen AnfÃ¤llen
vorliege, wobei die Erblichkeit durch die Epilepsieerkrankung des Vaters gegeben
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sei. Der KlÃ¤ger werde seit der PubertÃ¤t mit anfallsunterdrÃ¼ckenden
Medikamenten behandelt. Diese Behandlung sei durchaus erfolgreich verlaufen,
denn der KlÃ¤ger habe eine normale berufliche Entwicklung nehmen kÃ¶nnen;
seinen Arbeitsplatz habe erst verloren, als sein Betrieb 1994 in Konkurs gegangen
sei. Hinsichtlich der AnfallshÃ¤ufigkeit fÃ¼hrt der SachverstÃ¤ndige aus, dass bei
dem KlÃ¤ger durch die Auswahl der richtigen Medikamente durch die behandelnden
NervenÃ¤rzte und durch diese exakte und krankheitsgerechte LebensfÃ¼hrung des
Patienten ein guter Therapieerfolg erreicht worden sei. Der KlÃ¤ger habe seit 3 1/2
Jahren keine groÃ�en AnfÃ¤lle mehr gehabt, der letzte Krampfanfall datiere vom
29.05.1995, der vorletzte vom 30.09.1986. Bei einer Epilepsiebehandlung sei
entscheidend, dass der Patient bzw. der Betroffene keine KrampfanfÃ¤lle mit
StÃ¼rzen und Verletzungsfolgen sowie der Gefahr der UmdÃ¤mmerung nach einem
Anfall mehr habe; diese postiktale UmdÃ¤mmerung kÃ¶nne zu einer StÃ¶rung der
OrientierungsfÃ¤higkeit fÃ¼hren, bei dem KlÃ¤ger habe so etwas in den letzten
Jahren nicht vorgelegen. Bei dem KlÃ¤ger bestÃ¤nden aber noch kleinere AnfÃ¤lle,
einmal in Form von Absencen (kurze geistige Abwesenheiten) und zum andern in
Form von Impulsionen (kurze Muskelzuckungen). Ã�ber die AbsencenhÃ¤ufigkeit
werde in den gerichtlichen Aktenmaterial sehr unterschiedliche Angaben gemacht,
die erwÃ¤hnten Frequenzen schwankten zwischen 0 und 15 pro Tag; gegenÃ¼ber
dem SachverstÃ¤ndigen habe der KlÃ¤ger eine Frequenz von etwa 5 Absencen/Tag
angegeben. Dabei handelt es sich in seinem Fall um sehr kurze ZustÃ¤nde, die der
KlÃ¤ger oft nur selbst registriert und die vom AuÃ�enstehenden nahezu nicht zu
bemerken sind. Diese kurzen Absencen hÃ¤tten eine durchschnittliche Dauer von
etwa 4 bis 10 Sekunden und behinderten den KlÃ¤ger nur wenig. Insgesamt sei also
die AbsencenhÃ¤ufigkeit als "mittlere HÃ¤ufigkeit" richtig eingeschÃ¤tzt. Es kÃ¶nne
aber gesagt werden, dass der KlÃ¤ger niemals Absence-Serien gehabt habe, die
klinisch als DÃ¤mmerzustÃ¤nde imponierten und dann zu OrientierungsstÃ¶rungen
oder gar zu Krankenhausaufenthalten fÃ¼hrten. Die kurzen Muskelzuckungen
trÃ¤ten nur selten auf. Sie seien besonders nach Schlafentzugssituationen zu
verzeichnen, also von einem Betroffenen etwas regelbar. Im Rahmen dieser
Muskelzuckungen sei der KlÃ¤ger in den letzten Jahren nicht zu Sturz gekommen.

Der Senat schlieÃ�t sich aus den genannten GrÃ¼nden auch insoweit dem
SachverstÃ¤ndigen an. Die epileptische Erkrankung des KlÃ¤gers rechtfertigt die
Zuerkennung des Merkzeichens "G" nicht.

Zwar vermÃ¶gen nach den Anhaltspunkten auch hirnorganische AnfÃ¤lle die
Zuerkennung des Merkzeichens "G" â�� sofern die weiteren Voraussetzungen
erfÃ¼llt sind â�� zu begrÃ¼nden. Insoweit ist nach Ziff. 30 Abs. 4 der AHP (S. 166)
bei hirnorganischen AnfÃ¤llen die Beurteilung von der Art und HÃ¤ufigkeit der
AnfÃ¤lle sowie von der Tageszeit des Auftretens abhÃ¤ngig. Im Allgemeinen ist
danach auf eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit erst ab
einer mittleren AnfallshÃ¤ufigkeit (siehe Nr. 26.3, S. 55 der AHP) zu schlieÃ�en,
wenn die AnfÃ¤lle Ã¼berwiegend am Tage auftreten. Nach der vorgenannten Ziff.
26.3 der AHP liegen epileptische AnfÃ¤lle mittlerer HÃ¤ufigkeit, die mit einem Teil-
GdB von 60 bis 80 eingeschÃ¤tzt werden, vor bei generalisierten (groÃ�en) und
komplex-fokalen AnfÃ¤lle mit Pausen von Wochen oder bei kleinen und einfach-
fokalen AnfÃ¤llen mit Pausen von Tagen. Derartig groÃ�e und komplex-fokale
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AnfÃ¤lle mit Pausen von Wochen werden von dem SachverstÃ¤ndigen nicht
beschrieben; insoweit fÃ¼hrt der SachverstÃ¤ndige vielmehr aus, dass der KlÃ¤ger
seit 3 1/2 Jahren keine groÃ�en AnfÃ¤lle mehr gehabt habe. Damit liegt aber auch
kein epileptisches Anfallsleiden mittlerer HÃ¤ufigkeit hinsichtlich der groÃ�en
AnfÃ¤lle vor; im Ergebnis wird dies auch bestÃ¤tigt durch die den KlÃ¤ger
behandelnden Ã�rztin Dipl.-Med. Schuster; diese fÃ¼hrt in ihrem Befundbericht aus,
dass hinsichtlich der Grand-mal-AnfÃ¤lle eine seltene HÃ¤ufigkeit mit Pausen von
Monaten gegeben sei.

DemgegenÃ¼ber liegen zwar nach den Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen
hinsichtlich der kleinen und einfach-fokalen AnfÃ¤lle mit Pausen von Tagen eine
mittlere AnfallshÃ¤ufigkeit vor, was auch in dem Befundbericht von Dipl.-Med. Sch
â�¦ bestÃ¤tigt wird, die insoweit bezÃ¼glich der Absencen eine mittlere HÃ¤ufigkeit
mit Pausen von Tagen dokumentiert. Zwar mag dieses unter medizinischen
Gesichtspunkten nach Ziff. 30 Abs. 4 der AHP die Annahme einer erheblichen
BeeintrÃ¤chtigung des GehvermÃ¶gens zu rechtfertigen; wie ausgefÃ¼hrt, muss
jedoch zu dieser medizinischen Komponente zugleich auch die oben beschriebene
Ortskomponente hinzutreten, wonach der KlÃ¤ger aufgrund einer Erkrankung,
welche nach den Anhaltspunkten die Vergabe des Merkzeichens "G" rechtfertigt,
nicht in der Lage ist, 2.000 Meter innerhalb von 30 Minuten zurÃ¼ckzulegen. Dies
ist â�� wie ebenfalls oben ausgefÃ¼hrt â�� im Falle des KlÃ¤gers jedoch zu
verneinen. Denn dem KlÃ¤gerist eine weit darÃ¼ber hinausgehende Wegstrecke
zumutbar.

SchlieÃ�lich liegen bei dem KlÃ¤ger auch keine inneren Leiden, AnfÃ¤lle oder
StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit vor, die sich entscheidend auf eine
erhebliche EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens auswirken (vgl. Ziff. 33 Abs. 3 und
5 der AHP). Zwar kÃ¶nnen auch innere Leiden die Vergabe des Merkzeichens "G"
danach rechtfertigen. Dies trifft nach den AHP insbesondere bei HerzschÃ¤den mit
BeeintrÃ¤chtigung der Herzleistung wenigstens in der Gruppe 3 (Ziff. 26.9 der AHP,
S. 87) und bei Atembehinderungen mit DauereinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion
wenigstens mittleren Grades (Ziff. 26.8 der AHP, S. 83) zu. Derartige Erkrankungen
liegen beim KlÃ¤ger aber nicht vor. Der SachverstÃ¤ndige fÃ¼hrt in diesem
Zusammenhang aus, dass schwerwiegende innere Leiden bei dem KlÃ¤ger nicht
vorlÃ¤gen. In den medizinischen Unterlagen werde Ã¼ber leicht erhÃ¶hte
Blutfettwerte berichtet, so dass dem KlÃ¤ger zu einer gewissen DiÃ¤t geraten
worden sei. Schwerwiegende VerÃ¤nderungen, die zu erheblichen
EinschrÃ¤nkungen des GehvermÃ¶gens oder zu OrientierungsstÃ¶rungen fÃ¼hrten,
seien beim KlÃ¤ger aufgrund von inneren Leiden somit nicht vorhanden. Der
KlÃ¤ger habe auch keine schwerwiegenden seelischen Erkrankungen (z. B.
Psychosen oder andere seelische Erkrankungen) durchgemacht, die langfristig
psychiatrisch oder gar stationÃ¤r psychiatrisch hÃ¤tten behandelt werden
mÃ¼ssen. Der KlÃ¤ger habe also aufgrund von seelischen Erkrankungen niemals
StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit hinnehmen mÃ¼ssen.

Der Senat schlieÃ�t sich auch insoweit den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen
an. Danach kÃ¶nnen auch innere Leiden oder StÃ¶rungen der
OrientierungsfÃ¤higkeit (Ziff. 30.5 der AHP) medizinisch die Vergabe des
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Merkzeichens "G" nicht rechtfertigen.

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 14.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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